Wichtigste auszugsweise Änderungen aus dem Gesetzesentwurf, mit dem unter anderem das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, das Strafgesetzbuch, die Strafprozessordnung 1975 und das Gebührenanspruchsgesetz geändert werden soll
§ 75 ASGG

(4) Als Dolmetscher ist eine vom Bundesministerium für Justiz (BMJ) oder in dessen Auftrag von der Justizbetreuungsagentur (JBA)zur Verfügung gestellte geeignete Person zu bestellen. Steht eine geeignete Person nicht oder nicht für die angefragte Zeit zur Verfügung, so kann das Gericht auch eine andere geeignete Person als Dolmetscher bestellen.

Dabei ist vorrangig eine in die Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscherliste (§ 2 Abs 1 SDG) eingetragene Person zu bestellen.

§ 1 GebAG

(1) Natürliche Personen, die als Zeugen, Sachverständige, Dolmetscher, Geschworene und Schöffen in gerichtlichen Verfahren und in einem Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft (§ 103 Abs 2 StPO) tätig sind, haben Anspruch auf Gebühren nach diesem Bundesgesetz (GebAG). 

Dies gilt NICHT für dem Gericht oder der Staatsanwaltschaft vom BMJ oder in 
dessen Auftrag von der JBA gemäß § 75 Abs 4 ASGG oder § 126 Abs 2a StPO
zur Verfügung gestellte Dolmetscher.

§ 20 GebAG

Die Gebührenbeträge sind kaufmännisch auf volle 10 Cent zu runden.

§ 39 Abs GebAG

(2) Die Gebührenbeträge sind auf volle Euro abzurunden.

§ 8a JN

Bei den Landes- und Handelsgerichten sowie den Oberlandesgerichten entscheidet über Rechtsmittel gegen Entscheidungen über den Kostenpunkt und über die Gebühren der SV und Dolmetscher der Einzelrichter.

§ 31 StPO 

(5) Dem Einzelrichter des Landeserichts obliegt das Verfahren über Beschwerden gegen Entscheidungen

1. über die Kosten des Strafverfahrens nach dem 18. Hauptstück und

2. über die Bestimmung der Gebühren der Sachverständigen und Dolmetscher nach dem GebAG, BGBl. Nr. 136/1975.

§ 33

(2) Der Einzelrichter des OLG entscheidet über Beschwerden….  [omissis] und über die Bestimmung der Gebühren der SV und Dolmetscher nach dem GebAG.

§ 126 StPO

(2a) Als Dolmetscher ist von der Staatsanwaltschaft oder vom Gericht eine vom BMJ oder in dessen Auftrag von der JBA zur Verfügung gestellte geeignet Person zu bestellen.

Für diese gilt § 127 Abs 1 nicht.

